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DDDDeutschland am Anfang des 21. Jahrhundert. 

• Wir waren das Land der Dichter und Denker, Ingenieure und Erfinder.  

• Wir waren zielstrebig und voller Disziplin. 

• Wir haben eine großartige und zugleich wechselvolle Geschichte.  

• Wir suchen und kennen den Erfolg.  

AAAAus den schweren Fehlern in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts haben wir 

gelernt. Inzwischen blicken wir auf ein in 60 Jahren bewährtes Grundgesetz, auf eine 
ebenso lange Friedenszeit und auf die seit 18 Jahren erfolgreiche politische 
Vollendung der Deutschen Einheit zurück. Bei allen auch klar zu bekennenden 
Fehlern, unser Erfolg hat gleichwohl seit dem Ende des Krieges ein 
unverwechselbares Gesellschaftsmodell: Die Soziale Marktwirtschaft. 

LLLLudwig Erhard verstand in ihr als Grundelement die Verbindung des Prinzips der 

Freiheit auf dem Markt, mit der des sozialen Ausgleiches. Kernidee der Sozialen 
Marktwirtschaft ist es, dass eine funktionierende Wirtschaftsordnung nicht von selbst 
entsteht, sondern vom Staat geschaffen und gepflegt werden muss. Der Staat sorgt 
für klare Marktregeln und überwacht deren Einhaltung. Die Konzeption wurde nach 
dem zweiten Weltkrieg als Alternative zu einer staatlich gelenkten Wirtschaft 
entwickelt. 

DDDDieses Modell – die Soziale Marktwirtschaft - hatte vielen Menschen Mut gemacht, 

ihr Schicksal selbst in die Hände zu nehmen. Die Soziale Marktwirtschaft hatte 
Kreativität gefördert und Anstrengung belohnt. „Wohlstand für alle!“ war keine 
belächelte Floskel, sondern der Inbegriff für eine ganze Generation. Wir gehören 
auch heute noch zum Spitzenfeld der Industrienationen und unser dazu gehörendes 
Sozialmodell ist auch heute sicherlich weltweit vorzeigbar.  

AAAAber! Nur noch 31 % der Bevölkerung bewerten unser gegenwärtiges Modell 

positiv. Die Zweifel der Skeptiker und Enttäuschten nehmen rasant zu. Die 
Ursachenforschung ist anspruchsvoll und steht im Widerstreit mit den politischen 
Mitwettbewerbern und deren Grundeinstellungen. 
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OOOObwohl in der untergegangenen DDR mit ihrer staatlichen Planwirtschaft ein in 

seinem Wesen und praktischen Auswirkungen viel ungerechteres, leistungs- und 
Innovation hemmendes Wirtschaftmodell diktatorisch verordnet war, sollen Elemente 
dieser gescheiterten Staatswirtschaft erneut wiederbelebt werden. Der Staat soll 
erneut die Rolle eines umfassenden Wirtschaftslenkers und Unternehmers 
übernehmen. Die Bürger wurden ihrer Freiheit und der Früchte ihrer Arbeit beraubt. 
Die Vermögensverteilung war in der DDR tatsächlich ungerechter als heute. Am 
Ende der DDR besaßen 10 Prozent der Kontoinhaber 60 Prozent der Guthaben auf 
DDR-Konten. (SED-Gelder im Ausland nicht berücksichtigt). Der wirtschaftliche und 
politische Zusammenbruch 1989 war das Ergebnis dieses Staatsmodells.  

DDDDaher ist folgende Erkenntnis umso stärker zu beachten: Die Soziale 

Marktwirtschaft verbindet nach wie vor beispiellos Freiheit, Wettbewerb und sozialen 
Ausgleich. Sie muss als Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung für das 21. 
Jahrhundert fit gemacht werden 

DDDDie Christlich Demokratische Union war und ist aus Überzeugung die Partei der 

Sozialen Marktwirtschaft. Will sie es bleiben und politisch erfolgreich sein, müssen 
glaubwürdige Antworten auf die Fragen nach einer gerechteren Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung gefunden werden. Rechts und Links werden diejenigen stärker, 
die dieses Modell in Frage stellen. Viele Bürger sind verunsichert und unzufrieden 
und  die breite Masse der Bevölkerung ist unentschlossen. Die Analyse muss 
genauso ideologiefrei die Ursachen nennen, wie es im Kontext von Lösungen keine 
einfachen Antworten geben kann. 
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DDDDie Christliche Demokratische Arbeitnehmerschaft (CDA) und die Mittelstands- und 

Wirtschaftsvereinigung Sachsen-Anhalt (MIT) wollen gemeinsam einen Beitrag dazu 
leisten, die Akzeptanz für das Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell „Soziale 
Marktwirtschaft“ zu erhöhen und damit eine Zielmarke für die künftige Politik in 
Sachsen- Anhalt setzen. 

SSSSowohl MIT als auch CDA wollen einen gesellschaftlichen Diskurs über die 

Frage eröffnen „In welcher Gesellschaft wollen wir morgen leben?“.  

MMMMIT und CDA wollen wieder den Mittelstand als wichtigsten Leistungsträger in 

das Zentrum der Politik rücken. 

WWWWorin sehen wir u. a. die Ursachen für den Verlust der Zustimmung zu unserer 

Werteordnung? 

- Die Öffnung der Grenzen und Märkte wird unter dem Begriff der 
Globalisierung mehr als Gefahr denn als Chance angesehen; 

- wachsende Bürokratie hemmt unternehmerisches Handeln; 
- die Steuer- und Abgabenlast und die Preisentwicklung senken das 

verfügbare Einkommen (Kaufkraftverlust für breite 
Bevölkerungsschichten); 

- vorhandene hohe Arbeitslosigkeit und die Furcht des Arbeitsplatzverlustes 
führen zur Verunsicherung bis hinein in die Mittelschichten; 

- Dumpinglöhne und prekäre Arbeitsverhältnisse führen dazu, das der 
Lebensunterhalt nicht aus eigener Arbeit erzielt werden kann. 

 

 



- 4 - 

  

- Tarifbindung nimmt ab und die Rolle von Gewerkschaften- und 
Arbeitgeberverbänden wird zurückgedrängt. 

- Qualität von Bildung- uns Ausbildung entspricht oft nicht den 
Anforderungen einer modernen Arbeitswelt. 

- Kurzfristige Rendite und Aktienkurse bestimmen viel zu oft das 
Unternehmerhandeln anstelle einer nachhaltigen Unternehmenspolitik. 

- Zwang zur Mobilität, Befristung von Arbeitsverhältnissen stehen im 
Gegensatz zur Familien- und Eigentumsbildung für Arbeitnehmer. 

- Zu viele Menschen können ihren Lebensunterhalt nicht aus eigener Kraft 
gestalten. In Sachsen-Anhalt leben zum Beispiel 16,5 % ausschließlich 
von Sozialleistungen. 

- Die notwendigen Arbeitsmarktreformen sind um kurzfristiger politischer 
Vorteile Willen diskreditiert worden und haben daher nicht ausreichend 
Akzeptanz erzielt. 

- Eine zu hohe Steuer- und Abgabenlast haben Schwarzarbeit weiter 
beflügelt, verschlechtern die Zahlungsmoral und verführen zur 
Steuerflucht. 

- Das Vertrauen in die sozialen Sicherungssysteme hat ebenfalls 
abgenommen (Mängel im Gesundheitssystem und die Angst vor 
Altersarmut haben bereits die Mittelschicht erreicht). 

- Eine Selbstbedienungsmentalität der Eliten in Politik und Wirtschaft hat 
ebenfalls zur Abwendung vom derzeitigen Wirtschaftsmodell beigetragen. 
 

DDDDiese und weitere Punkte führen zum Empfinden vieler Menschen, dass diese 

Gesellschaft nicht mehr gerecht ist. Wahlverhalten und Abkehr von den Parteien sind 
ein sichtbarer Beleg. Die grundlegende Herausforderung ist also eine 
zukunftsweisende Gerechtigkeitsdebatte, welche möglichst alle Interessengruppen 
einbezieht  und akzeptierte Antworten für eine gerechte Politik erarbeitet. 
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DDDDie Politik muss deshalb die Gerechtigkeitsfrage neu aufnehmen. Der CDU als 

größte Volkspartei kommt eine besondere Verantwortung zu. Sie darf die 
Gerechtigkeitsdebatte nicht der politisch Linken oder Rechten überlassen. Die CDU 
muss Gerechtigkeit so definieren, dass glaubwürdige Instrumente eine gerechte 

Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung garantieren, die im Sinne Ludwig 

Erhards die Soziale Marktwirtschaft für die Anforderungen im 21. Jahrhundert 

fit macht. 

 

DDDDie CDU darf nicht länger Gerechtigkeitsdefinitionen unwidersprochen lassen, die 

bei breiter Zustimmung der Bevölkerung in einen vormundschaftlichen Staat führen. 
Dies droht, wenn immer mehr Menschen Gleichheit wichtiger als Freiheit bezeichnen 
und Gleichheit mit sozialer Gerechtigkeit verwechselt wird. Die 
Gerechtigkeitsdefinition ist entscheidend für die Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Deswegen muss die Gerechtigkeitsdefinition auch am Anfang 
der Diskussion über die Soziale Marktwirtschaft und die Zukunft Deutschlands im 21. 
Jahrhundert stehen. 
 

NNNNachfolgende Thesen sollen den Diskussionen zur Zukunft der Sozialen 

Marktwirtschaft als Grundlage dienen. 
 

1.1.1.1.    GerechtigkeitsdefinitionGerechtigkeitsdefinitionGerechtigkeitsdefinitionGerechtigkeitsdefinition    

 
Akzeptanz zur Sozialen Marktwirtschaft als Gesellschaft- und Wirtschafsverfassung 
wird nur durch eine Politik für eine gerechte und vor allem auch gerecht empfundene 
Gesellschaft erreicht. Deswegen muss die Gerechtigkeitsdefinition geklärt sein. 
 

DDDDazu gehört: 

- soziale Gerechtigkeit 
- Chancengerechtigkeit 
- Leistungsgerechtigkeit 
- Verteilungsgerechtigkeit 
- Teilhabegerechtigkeit 
- Generationengerechtigkeit 

 

2. Im Mittel2. Im Mittel2. Im Mittel2. Im Mittelpunkt steht der Menschpunkt steht der Menschpunkt steht der Menschpunkt steht der Mensch    

 

ZZZZiel unserer Politik ist, allen Menschen ein Leben in Würde zu ermöglichen. Der 

Mensch muss im Mittelpunkt der Politik stehen. Wir wollen Teilhabechancen für alle. 
Teilhabe an Arbeit und Einkommen, an Bildung und gesellschaftlichem Leben 
unabhängig vom Elternhaus. 
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3. Arbeitnehmer sind die wertvol3. Arbeitnehmer sind die wertvol3. Arbeitnehmer sind die wertvol3. Arbeitnehmer sind die wertvollste Ressourcelste Ressourcelste Ressourcelste Ressource    

 

TTTTarifverträge, Mitbestimmung, gerechte Entlohnung und gute Arbeit  im Sinne von 

Menschenwürde, Beteiligung am Unternehmenserfolg, Aus- und Weiterbildung sind 
Bausteine unserer Wirtschaftsordnung. CDA und MIT bekennen sich zur 
Tarifautonomie. 
 

4. Familienfreundliche Arbeitswelt4. Familienfreundliche Arbeitswelt4. Familienfreundliche Arbeitswelt4. Familienfreundliche Arbeitswelt    

 

EEEEs muss zum Selbstverständnis gehören, dass wir Kinder brauchen.  Die Arbeitswelt 

muss sich bei der Unterstützung für Familien aktiv einbringen. Eine 
familienfreundliche Arbeitswelt bedarf der gesellschaftlichen Aufwertung. 
 

5. Politik für den Mittelstand5. Politik für den Mittelstand5. Politik für den Mittelstand5. Politik für den Mittelstand    

MMMMut zur Selbständigkeit und Risikobereitschaft muss sich wieder lohnen. Wer einen 

Betrieb gründet, wer sich zur Selbständigkeit entschließt, verdient Respekt und 
Unterstützung der Gesellschaft. Unser Bildungssystem muss wieder mehr auf 
Eigenverantwortung, Leistungsbereitschaft und unternehmerische Befähigung 
ausgerichtet werden.  

EEEEliten sind keine Schande! Die Gesellschaft braucht Eliten! 

 

6. Freiheitliche Gesellschaft sichern6. Freiheitliche Gesellschaft sichern6. Freiheitliche Gesellschaft sichern6. Freiheitliche Gesellschaft sichern    

FFFFreiheit bedeutet auch Selbstbestimmung. Der Staat muss allen Bürgern wieder 

mehr Chancen auf Selbstbestimmung und Teilhabe gewähren. Dazu brauchen die 
Bürger wieder mehr Freiheit statt staatlicher Bevormundung. Der Staat muss für 
einen fairen Wettbewerb sorgen, der dem Bürger die Freiheit zur Wahl unter vielen 
Anbietern am Markt sichert. 

7. Fairer Wettbewerb sichert Gerechtigkeit7. Fairer Wettbewerb sichert Gerechtigkeit7. Fairer Wettbewerb sichert Gerechtigkeit7. Fairer Wettbewerb sichert Gerechtigkeit    

AAAAusbalancierte Kräfteverhältnisse zwischen allen Marktteilnehmern sorgen für eine 

effiziente Volkswirtschaft und eine gerechte Gesellschaft. Nur wenn Kartelle 
verhindert werden und ausreichend Wettbewerb gesichert ist, kann ein 
Interessenausgleich stattfinden, der gerecht ist. 
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8. Leistung muss sich lohnen8. Leistung muss sich lohnen8. Leistung muss sich lohnen8. Leistung muss sich lohnen    

SSSSteuer- und Abgaben müssen nachhaltig sichern, dass sich Leistung wieder lohnt. 

Dies betrifft Arbeitnehmer und Arbeitgeber gleichermaßen. 

9. Unternehmenskultur und Wirtschaftsethik9. Unternehmenskultur und Wirtschaftsethik9. Unternehmenskultur und Wirtschaftsethik9. Unternehmenskultur und Wirtschaftsethik    

GGGGerade in einer globalisierten Welt mit immer mehr börsenorientierten 

Aktiengesellschaften muss die Bedeutung von Wirtschaftsethik und Unternehmens-
kultur wieder stärker betont werden. Geschäftsführung und Arbeitnehmervertretung 
müssen Vorbildfunktionen gerecht werden. 

10. Nachhaltiges Wirtschaften stärker fördern10. Nachhaltiges Wirtschaften stärker fördern10. Nachhaltiges Wirtschaften stärker fördern10. Nachhaltiges Wirtschaften stärker fördern    

VVVVor allem Familienunternehmen standen für langfristige Unternehmensstrategien 

und gelebte Verantwortung gegenüber Mitarbeitern und gesellschaftlichem Umfeld. 
Diese nachhaltige Unternehmenspolitik muss wieder Vorrang vor kurzfristiger 
Renditemaximierung haben.  

    

SchlussbemerkungSchlussbemerkungSchlussbemerkungSchlussbemerkung    

MMMMIT und CDA haben trotz ihrer zum Teil unterschiedlichen Sichtweisen und 

Standpunkte eine gemeinsame Diskussionsbasis erarbeitet, welche die Politik der 
Union beeinflussen soll. Wir wollen eine innerparteiliche Diskussion über unsere 
zukünftige Politik anregen, um Akzeptanz und Zustimmung sowie die 
Mitwirkungsbereitschaft möglichst vieler zu gewinnen. 

Wir wollen über die Grenzen der CDU-Mitglieder hinaus eine breite gesellschaftliche 
Diskussion über ein gerechtes Gesellschaftsmodell der Zukunft entfachen. Die Frage 
„In welcher Gesellschaft wollen wir leben?“ darf nicht Linken und Rechten überlassen 
werden. Hierzu soll durch die CDU eine Gerechtigkeitsdebatte entfacht werden, um 
unscharfe Gerechtigkeitsdefinitionen zu überwinden und akzeptierte 
Gerechtigkeitsdefinitionen zu bekommen, welche Grundlage für eine Politik zur 
Gestaltung einer gerechten Gesellschaft im 21. Jahrhundert sind. 
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FahrplanFahrplanFahrplanFahrplan    

 

Mai Befassung mit den Themen Gerechtigkeit und Vertrauensverlust 
 
Juni 2008 Ankündigung eines gemeinsamen Beitrages von MIT und CDA zur  

Gerechtigkeitsdebatte und Auseinandersetzung mit der politischen  
Linken sowie Rechten 

 
September Vorstellung des Papiers im CDU-Landesvorstand (Eckpunkte,  

wesentlicher Inhalt) 
 
September/ Befassung in CDA und MIT 
Oktober 
 
Oktober Vorlage und Vorstellung im CDU Landesvorstand mit allen CDU- 

Kreisvorsitzenden als Diskussionsgrundlage 
 
November Befassung des CDU-Landesparteitages mit Diskussionsgrundlage  
 
Dezember Beginn Diskussion in den Gliederungen 
 
 
Frühjahr 2009 Auftaktveranstaltung mit namhaften Persönlichkeiten zur  
 Gerechtigkeitsdefinition und zur Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft 
 

Institutionen und Persönlichkeiten, welche einen Beitrag zum Auftakt 
leisten könnten: 

 
Ministerpräsident Prof. Dr. Wolfgang Böhmer, MdL 

 
Stiftung Marktwirtschaft Prof. Dr. Michael Eilfort (Umverteilung und Gerechtigkeit) 
 
FU Berlin, Leiter Professor Dr. Klaus Schroeder,  
SED-Forschungsverbund (Begriff und Bedeutung Sozialer Gerechtigkeit) 
 
 
IWH Prof. Dr. Blum 
KAS  
Bertelsmannstiftung Andreas Kleinsteuber/Robert B. Vehrkamp 
 (Soziale Gerechtigkeit – Repräsentative Bürgerumfrage) 
 
Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
 
Wittenbergzentrum für globale Ethik 
 
etc. 
 






